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1 Verfahrensvermerke 

Aufstellungsbeschluss (§ 2 (1) BauGB) am 17.10.2024 

Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses (§ 2 (1) BauGB) am 24.10.2024 

Bekanntmachung der frühzeitigen Beteiligung der am 24.10.2024  
Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 (1) BauGB) vom 25.10.2024 bis 27.11.2024  

Frühzeitige Beteiligung der Behörden und Träger vom 25.10.2024 bis 27.11.2024 

öffentlicher Belange (§ 4 (1) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am  

Billigung des Bebauungsplanentwurfes und Beschluss über am  
öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) 

Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung (§ 3 (2) BauGB) am  

Öffentliche Auslegung (§ 3 (2) BauGB) vom bis  

Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger vom bis  

öffentlicher Belange (§ 4 (2) BauGB) 

Beschluss über Bedenken und Anregungen (§ 3 (2) BauGB) am  

Satzungsbeschluss (§ 10 (1) BauGB) am  

 

Ausfertigung: Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Planes sowie die schriftlichen Festsetzungen mit den 

hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates der Stadt Rosenfeld übereinstimmen. 

Rosenfeld, den   

 Thomas Miller 
 Bürgermeister 

 

 

Bekanntmachung und Inkrafttreten (§ 10 (3) BauGB) am  

Rosenfeld, den   

 Thomas Miller 
 Bürgermeister 
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2 Rechtsgrundlagen 

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I 
2017, 3634), das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 20. Dezember 2023 (I Nr. 394) geändert 
worden ist. 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I 2017, 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (I Nr. 176) geändert 
worden ist. 

Landesbauordnung (LBO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 05. März 2010 (GBl. 2010, 
357, 358, ber S. 416), letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 20. November 2023 (GBl. S. 422). 

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. I 1991, 58), die zuletzt durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I 1802) geändert worden ist. 

Gemeindeordnung (GemO) für Baden-Württemberg in der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. 2000, 
581, ber. S. 698), letzte berücksichtigte Änderung: letzte berücksichtigte Änderung: zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 12. November 2024 (GBl. 2024 Nr. 98). 

 

3 Planungsrechtliche Festsetzungen § 9 BauGB und §§ 1-23 BauNVO 

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB; §§ 1-11 BauNVO) 

GE Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 

Folgende Nutzungen nach § 8 Abs. 3 Nr. 2 und 3 BauNVO sind nicht zulässig: 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 

 Vergnügungsstätten 

Zudem sind Einzelhandelsbetriebe ausgeschlossen.  

Ausnahmsweise kann eine Verkaufstätigkeit im Rahmen und im sachlichen Zusammenhang mit ei-
nem im Gewerbegebiet angesiedelten Handwerks-, Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb auf 
untergeordneter Fläche zugelassen werden. Dabei darf es sich nicht um typischerweise grundver-
sorgungsrelevante und zentrenrelevante Sortimente gemäß Tabelle 6 im Regionalplan Neckar-Alb 
2013 handeln. Die Verkaufsfläche darf nicht großflächig sein und höchstens 25 % der Gesamtnutz-
fläche des Betriebs betragen. 

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO) 

Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind entsprechend dem Planeintrag Höchst-
werte. 

2.1 Grundflächenzahl (§ 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO und § 19 Abs. 2 und Abs. 4 BauNVO) 

Die Grundflächenzahl wird mit 0,8 festgesetzt. 

2.2 Höhe der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO und § 18 BauNVO) 

Die maximal zulässige Gebäudehöhe beträgt 11,00 m  
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Die Gebäudehöhe bemisst sich von der Erdgeschossrohfußbodenhöhe (EFH) in Meter über Nor-
malhöhennull (m ü. NHN) bis zum höchsten äußeren Punkt des Daches. Bei Flachdächern ist die 
Oberkante der Attika maßgeblich. 

Die Erdgeschossrohfußbodenhöhe ist je Baugrundstück der Planzeichnung zu entnehmen und darf 
maximal um bis zu 0,50 m überschritten werden. Eine Unterschreitung ist zulässig. 

Für Anlagen zur solaren Energiegewinnung ist eine Überschreitung der maximal zulässigen Gebäu-
dehöhe zulässig. 

3. Bauweise (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO) 

Es ist eine offene Bauweise festgesetzt. 

4. Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 und 3 BauGB und § 23 Abs. 3 BauNVO) 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden entsprechend den Eintragungen in der Planzeich-
nung als Baugrenzen festgesetzt. Eine Überschreitung der Baugrenzen ist nicht zulässig. 

5. Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 12 BauNVO) 

Nicht überdachte Stellplätze sind außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 

Garagen und überdachte Stellplätze wie Carports sind unter Einhaltung des Mindestabstandes von 
0,50 m zu der öffentlichen Verkehrsfläche ebenfalls außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 

6. Von der Bebauung freizuhaltende Flächen und ihre Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB und 
Abs. 6 BauGB) 

Innerhalb des Geltungsbereichs sind private Zufahrten so anzulegen, dass ausreichende Sichtver-
hältnisse in den Verkehrsraum gegeben sind. 

7.  Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und § 14 BauNVO) 

Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen in einem 
Abstand von mindestens 0,50 m zu der öffentlichen Verkehrsfläche zulässig. 

8.  Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

Die Verkehrsflächen sind entsprechend den Eintragungen in der Planzeichnung als öffentliche Ver-
kehrsflächen festgesetzt. 

9.  Leitungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Leitungen sind unterirdisch zu verlegen. 

Versorgungseinrichtungen wie z.B. Kabelverteilerschächte und -schränke, die für die Stromversor-
gung notwendig werden, sind auf den nicht überbaubaren Flächen und entlang von öffentlichen 
Straßen und Wegen auf den privaten Grundstücksflächen in einem Geländestreifen von 0,50 m 
Breite zu dulden. 
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10.  Leitungsrechte (§ 9 Abs. 1 Nr. 13 BauGB) 

Für die innerhalb des Geltungsbereichs verlaufenden 0,4- und 20-kV-Kabel sind auf Privatgrundstü-
cken Leitungsrechte mit einem Schutzstreifen von 0,50 m, jeweils von der Leitungsmitte gemessen, 
festgesetzt.  

Nutzungen sowie Verlegungen der Leitungen und bauliche Anlagen innerhalb der mit Leitungsrecht 
bezeichneten Flächen sind nur nach Prüfung und Zustimmung der Leitungsbetreiber zulässig. 

11. Beseitigung des Niederschlagswassers (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB) 

Das Niederschlagswasser von LKW Fahr- und Parkflächen, Lager- und Produktionsflächen im 
Freien und stark frequentierten PKW-Fahrgassen ist in den öffentlichen Schmutzwasserkanal ein-
zuleiten.  

Das Niederschlagswasser von gering verschmutzten Flächen (Dächer, Betriebsflächen, Fußwege, 
PKW-Parkflächen) ist getrennt vom Schmutzwasser zu halten, erforderlichenfalls zwischen zu spei-
chern und innerhalb des Plangebiets zur Versickerung zu bringen. 

Eine Versickerung darf nur über eine mindestens 30 cm starke, bewachsene Bodenschicht erfolgen. 
Versickerungsmulden sind so flach zu gestalten, dass darin ein Wasserstand von ca. 30 cm nicht 
überschritten wird. Zudem haben Versickerungsflächen einen ausreichenden Abstand zu angren-
zenden Gebäuden und der Grundstücksgrenze aufzuweisen und sind von jeglichem Bewuchs mit 
Gehölzen freizuhalten. Für die Versickerung sind auch Mulden-Rigolenelemente oder -systeme 
(Mulde mit darunter liegendem Schotterkörper) zulässig. 

Das auf Dächern mit einer Dachneigung bis zu 5° anfallende Oberflächenwasser ist durch eine ex-
tensive Dachbegrünung auf der Dachfläche zurückzuhalten. Der Substrataufbau ist mit mindestens 
0,15 m auszuführen. Das Überreich ist abzuleiten. 

Nur ausnahmsweise kann zugelassen werden, dass das gering verschmutzte Niederschlagswasser 
kontrolliert und verzögert in den öffentlichen Schmutzwasserkanal eingeleitet wird. Die Gründe sind 
auf Baugesuchsebene nachzuweisen.  

12. Pflanzgebote und Pflanzbindungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Die Bepflanzungen sind spätestens in der ersten Pflanzperiode durchzuführen, die nach Fertigstel-
lung der Bebauung folgt. Alle Neupflanzungen sind ordnungsgemäß zu pflegen und dauerhaft zu 
unterhalten. Pflanzausfälle sind in der gleichen Qualität zu ersetzen.  

PFLANZGEBOT 1 (PFG 1): 

Allgemeines Pflanzgebot 

Je 100 m² der nicht überbauten und nicht befestigten Grundstücksfläche ist mindestens ein heimi-
scher, standortgerechter Laubbaum oder ein regionaltypischer Obstbaum zu pflanzen. Die beste-
henden Gehölze können auf das Pflanzgebot angerechnet werden.  

Dabei sind die Empfehlungen des Landratsamtes Zollernalbkreis zu beachten. Eine Broschüre mit 
dem Titel „Empfehlenswerte Obstsorten im Zollernalbkreis“ kann über die Internetseiten des Land-
ratsamtes Zollernalbkreis bezogen werden. 
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Aufgestellt: Ausgefertigt: 

Balingen, den  Rosenfeld, den  

 

i.V. Tristan Laubenstein Thomas Miller 

Büroleitung Bürgermeister 
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4 Hinweise 

1. Photovoltaikpflicht 

Die Regelungen der Photovoltaik-Pflicht-Verordnung (PVPf-VO) des Umweltministeriums BW sind 
zu beachten. Demnach sind Neubauten von Wohn- und Nichtwohngebäuden mit Photovoltaikanla-
gen auszustatten. 

Dachflächen sollen unter Berücksichtigung notwendiger Nutzungen grundsätzlich so geplant und 
gestaltet werden, dass sich diese für eine Solarnutzung so weit wie möglich eignen. 

Auf die Möglichkeit der Kombination einer Dachbegrünung mit Solaranlagen wird hingewiesen. Es 
wird empfohlen eine ökologisch hochwertige Dachbegrünung mit entsprechendem regionalem Saat-
gut zu realisieren. Die Pflege der Begrünung (u.a. gießen) ist sicherzustellen. 

Gemäß § 4 Abs. 1 PVPf-VO gilt eine Dachfläche zur Solarnutzung geeignet, wenn 

1. mindestens eine ihrer Einzeldachflächen eine zusammenhängende Mindestfläche von 20 
Quadratmetern hat und eine Neigung von höchstens 20 Grad aufweist oder bei einer Nei-
gung von 20 bis 60 Grad nach Westen, Osten und allen dazwischenliegenden Himmelsrich-
tungen zur südlichen Hemisphäre ausgerichtet ist oder 

2. mindestens eine Teildachfläche dieser Einzeldachflächen eine zusammenhängende Min-
destfläche von 20 Quadratmetern aufweist, hinreichend von der Sonne beschienen, hinrei-
chend eben und keiner notwendigen Nutzung vorbehalten ist, die einer Solarnutzung entge-
gensteht. 

Die Photovoltaik-Pflicht-Verordnung gilt auch für Parkplatzflächen. Die Regelungen sind der Verord-
nung zu entnehmen. Gemäß § 5 PVPf-VO sind Stellplatzflächen zur Solarnutzung geeignet, wenn 
diese ausschließlich für Personenkraftwagen vorgesehen sind, eine Neigung der Parkplatzfläche 
von nicht mehr als 10 Grad zur Waagerechten aufweisen und mindestens vier Stellplätze unmittelbar 
nebeneinander angeordnet sind.  

Gemäß § 23 Abs. 1 Klimaschutz- und Klimawandelanpassungsgesetz Baden-Württemberg (KlimaG 
BW) besteht die Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlage zur Stromerzeugung bei  

1. dem Neubau und bei grundlegender Dachsanierung eines Gebäudes auf der für eine So-
larnutzung geeigneten Dachfläche sowie  

2. dem Neubau eines für eine Solarnutzung geeigneten offenen Parkplatzes mit mehr als 35 
Stellplätzen für Kraftfahrzeuge über der für eine Solarnutzung geeigneten Stellplatzfläche.  

Dies gilt nicht, sofern die Erfüllung der jeweiligen Pflicht sonstigen öffentlich-rechtlichen Pflichten 
widerspricht. Besteht eine öffentlich-rechtliche Pflicht zur Dachbegrünung, so ist diese Pflicht best-
möglich mit der jeweiligen Pflicht zur Installation einer Photovoltaikanlagen in Einklang zu bringen.  

2. Grundwasserschutz  

Sofern durch Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser erschlossen wird, ist dies unverzüglich der 
Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes Zollernalbkreis anzuzeigen. Für Baumaßnahmen im 
Grundwasser und für eine vorübergehende Ableitung von Grundwasser ist eine wasserrechtliche 
Erlaubnis erforderlich. Aus Gründen des vorsorgenden Grundwasserschutzes kann dauerhaften 
Grundwasserableitungen nicht zugestimmt werden. Das Grundwasser ist sowohl während des Bau-
ens als auch nach Fertigstellung des Vorhabens vor jeder Verunreinigung zu schützen (Sorgfalt 
beim Betrieb von Baumaschinen und im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, Anwendung 
grundwasserunschädlicher Isolier-, Anstrich-, und Dichtungsmaterialien, kein Teerprodukte usw.) 
Abfälle jeglicher Art dürfen nicht in die Baugrube gelangen. 
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3. Bodenschutz 

Gemäß § 202 BauGB ist Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung und 
Vergeudung zu schützen. Der durch das Bauvorhaben anfallende Oberboden ist auf dem Grund-
stück wieder zu verwenden. Durch das Verbleiben des gesamten Aushubes werden das filterwirk-
same Bodenvolumen sowie die zur Wasserregulation wirksame Bodenschicht nicht verkleinert. 

Die bodenkundlichen Verhältnisse sowie Bewertungen der natürlichen Bodenfunktionen nach § 2 
Abs. 2 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) können in Form der Bodenkundlichen Karte 1: 50 
000 (GeoLa BK50) eingesehen werden. Des Weiteren sollte die Bodenfunktionsbewertung vorzugs-
weise auf Grundlage der Bodenschätzungsdaten auf ALK und ALB Basis (2010, vom LGRB vertrie-
ben) herangezogen werden, da diese Informationen zu den örtlichen Bodeneigenschaften auf Flur-
stückebene enthalten und somit detaillierter sind als die BK50. 

Generell ist bei Planungsvorhaben entsprechend § 2 Abs. 1 Landes-Bodenschutz- und Altlastenge-
setz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Umgang mit Boden zu achten. 

Sollten bei dem vorliegenden Bauvorhaben mehr als 500 m³ Bodenüberschussmassen entstehen, 
so ist bei dem nach § 3 Abs. 4 Landes-Kreislaufwirtschaftsgesetz (LKreiWiG) geforderten Abfallver-
wertungskonzept auf eine höchstmögliche Verwertung nach § 3 Abs. 2 LKreiWiG zu achten, um so 
die Bodenfunktionen im größtmöglichen Umfang zu erhalten. 

Soweit im Rahmen von Auffüllungen Aushub oder Recyclingmaterial vor Ort eingebaut werden soll, 
sind im Voraus das Sachgebiet Grundwasser- und Bodenschutz sowie die Untere Abfallrechtsbe-
hörde zu beteiligen. Die jeweiligen gesetzlichen Vorgaben der Ersatzbaustoffverordnung zur Mate-
rialqualität, Einbauweise, hydrogeologischer Situation, Qualitätssicherung und Dokumentation sind 
zu beachten.  

Sollte Aushub zur Entsorgung anfallen, ist dieser vorrangig einer Verwertung zuzuführen. Sollte eine 
Verwertung nicht möglich sein, steht der Landkreis in Bezug auf seine Deponien beratend zur Ver-
fügung. 

4. Geotechnik und Geothermie 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbreitungs-
bereich der Arietenkalk-Formation. 

Mit Ölschiefergesteinen ist zu rechnen. Auf die bekannte Gefahr möglicher Baugrundhebungen nach 
Austrocknung bzw. Überbauen von Ölschiefergesteinen durch Sulfatneubildung aus Pyrit wird hin-
gewiesen. Die Ölschiefer können betonangreifendes, sulfathaltiges Grund- bzw. Schichtwasser füh-
ren. Eine ingenieurgeologische Beratung durch ein in der Ölschieferthematik erfahrenes privates 
Ingenieurbüro wird empfohlen. 

Darüber hinaus werden auch bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen 
oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und 
Tragfähigkeit des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung) objektbezo-
gene Baugrunduntersuchungen durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen.  

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Untergrundverhältnissen sind im Informa-
tionssystem „Oberflächennahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt.  

5.  Denkmalpflege 

Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Ge-
meinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis 
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zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zuwiderhandlun-
gen werden gem. § 27 DSchG als Ordnungswidrigkeiten geahndet. Bei der Sicherung und Doku-
mentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rech-
nen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

6.  Altlasten 

Werden bei Erdarbeiten Altablagerungen angetroffen, ist das Landratsamt Zollernalbkreis unverzüg-
lich zu verständigen. Kontaminierte Bereiche sind entsprechend der gesetzlichen Anforderungen zu 
entsorgen.  

Zu beachten ist grundsätzlich der Mustererlass der ARGEBAU 2001 (Mustererlass zur Berücksich-
tigung von Flächen mit Bodenbelastungen, insbesondere Altlasten, bei der Bauleitplanung und im 
Baugenehmigungsverfahren). 

7.  Leitungen 

Bestehende Versorgungsleitungen dürfen nicht überbaut werden. Sollte eine Umverlegung oder 
Stilllegung der Anschlussleitungen erforderlich sein, so ist dies mit dem Netzbetreiber abzustimmen. 
Die Kosten sind vom Verursacher (Bauherrn) zu tragen. 

Vorsorglich wird darauf hingewiesen, dass sich im Norden des Plangebiets ein Leerrohr der Deut-
schen Telekom Technik GmbH befindet. Zudem ist der nachfolgenden Abbildung die Lage der 0,4- 
und 20-kV-Kabel zu entnehmen. 
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8.  Außenbeleuchtung 

Eine insekten- und fledermausfreundliche Beleuchtung entspricht nach dem derzeitigen wissen-
schaftlichen Erkenntnisstand den allgemein anerkannten Regeln der Technik, wenn insbesondere 
die nachfolgenden Aspekte berücksichtigt werden: 

Es sollten abgeschirmte Leuchtmittel (Full-cut-off Leuchten, geschlossenes staubdichtes Gehäuse, 
insektenfreundlichen Leuchtmitteln) mit warmweißem Licht (Farbspektrum 1600 bis 2400, max. 
3000 Kelvin) mit möglichst geringem Blauanteil (Spektralbereich 570 bis 630 Nanometer) oder UV-
reduzierte LED-Leuchtkörper bzw. Natriumdampf- (Nieder-) Hochdruckdampflampen oder andere 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik entsprechende insekten- und fledermausverträgli-
che Leuchten verwendet werden. 

Die Leuchten sind so einzustellen, dass eine Lichtwirkung nur auf die zu beleuchtende Fläche erfolgt 
(streulichtarm). Die Anstrahlung der zu beleuchtenden Flächen ist grundsätzlich von oben nach un-
ten auszurichten. Seitliche Lichtabstrahlung und Streulicht sind zu vermeiden. Die gesetzlichen Re-
gelungen des § 21 NatSchG sind zu beachten. 

9.  Maßnahmen gegen Vogelschlag und Kleintierfallen 

Bei Glasfronten ist darauf zu achten, das Vogelschlagrisiko zu minimieren. Hierzu wird auf die Bro-
schüre der Vogelwarte Sempach („Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“) verwiesen. Bauli-
chen Anlagen sind so zu gestalten, dass keine Kleintierfallen entstehen. 

Hierzu sind Schächte und Kanäle entsprechend abzudecken. Bei Zäunen ist ein Mindestbodenab-
stand von 15 cm einzuhalten, um die Kleintierdurchlässigkeit zu gewährleisten. 

10.  Beseitigung des Niederschlagswassers 

Um das Niederschlagswasser von gering verschmutzten Flächen entsprechend der planungsrecht-
lichen Festsetzungen (vgl. Nr. 10) erlaubnisfrei versickern zu dürfen, ist im Zuge des Baugenehmi-
gungsverfahrens der Einzelvorhaben die Planung und Dimensionierung der Entwässerung ein-
schließlich der Versickerungsanlagen entsprechenden des geltenden Regelwerks nachzuweisen. 

Im Bebauungsplan ist festgesetzt, dass das gering verschmutzte Niederschlagswasser ausnahms-
weise kontrolliert und verzögert in den öffentlichen Schmutzwasserkanal eingeleitet werden darf. 
Falls dies erforderlich werden sollte, sind hierfür die Gründe auf Baugesuchsebene nachzuweisen.   

Die Höhe des Drosselabflusswertes sowie das erforderliche Retentionsvolumen für die Ableitung 
des gering verschmutzten Niederschlagswassers in den öffentlichen Schmutzwasserkanal sind im 
Rahmen des Baugesuchs zu ermitteln und mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen. 

11.  Brandschutz 

Bei Gebäuden, bei denen die Oberkante der zum Anleitern bestimmten Stellen mehr als 8 m über 
dem Gelände liegen, sind Aufstellflächen für Hubrettungsfahrzeuge der Feuerwehr (Grundfläche 5 
x 11 m) erforderlich. Bei der Planung der Freiflächen und Verkehrswege ist dann die Erreichbarkeit 
der anleiterbaren Stellen von Aufstellflächen im öffentlichen Verkehrsraum zu berücksichtigen.  

Bei Gebäuden, bei denen die Oberkante der zum Anleitern bestimmten Stellen weniger als 8 m über 
dem Gelände liegen, sind Aufstellflächen für die Steckleiter der Feuerwehr (Grundfläche 3 x 3 m) 
erforderlich. Zur Erreichung der anleiterbaren Stellen sind Zu- oder Durchgänge vorzuhalten. Diese 
müssen geradlinig und mindestens 1,25 m, bei Türöffnungen und anderen geringfügigen Einengun-
gen mindestens 1 m breit sein. Die lichte Höhe muss mindestens 2,2 m, bei Türöffnungen und an-
deren geringfügigen Einengungen mindestens 2 m betragen. 


